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Österreichisches
A N W A L T S B L A T T

6 0 . J a h r g a n g ,  S o n d e r n u m m e r

V o r w o r t

Präsident Dr. Klaus Hoffmann

So nicht!

Es geht um Selbstverwaltung, Auto-
nomie und Unabhängigkeit, insbeson-
dere der Rechtsanwaltschaft, aber
auch anderer freier Berufe, unter
ihnen sicherlich in vorderer Front
jener der Notare. Was nützt dem Auf-
traggeber des rechtlichen Beraters,
dessen durch das Gesetz – noch –
gewährleistete Unabhängigkeit von
Einrichtungen des Staates und die
Kontrolle innerhalb der Autonomie,
also des Berufsstandes selbst, wenn
die wirtschaftliche Basis fehlt, die erst
Unabhängigkeit von äußeren Einflüs-
sen – auch vom Auftraggeber selbst –
gewährleistet.

In einer Entwicklung, wie sie der Euro-
päische Wirtschaftsraum, die Wäh-
rungsunion in ihrer Dynamik vorge-
ben, kann nicht oft genug gesagt wer-
den, daß das ordnende Prinzip die
Freiheit der Bürger garantiert. Bre-
chen ordnende Grundsätze auseinan-
der oder werden sie, wie es scheint,
aus falsch verstandenen Einzelinteres-
sen zumindest ernstlich in Frage ge-
stellt, dann ist das Tor geöffnet der
Durchsetzung von immer rücksichtslo-
ser werdenden Interessen weniger
oder einzelner durch wirtschaftlichen
Druck, durch Marktmacht in wirt-
schaftlichen Konzentrationen auf der
einen Seite und organisiertem
Wunsch nach billiger Ware und Lei-
stung auf der anderen Seite.

Das sind die Gründe, weshalb die
österreichische Rechtsanwaltschaft
alles daransetzt, das ordnende
Gleichgewicht innerhalb der freien
Berufe auch weiterhin zu erhalten. Es
sind nicht Tendenzen der Abschot-
tung, wie uns vorgeworfen wird, uns
geht es um hochqualitative, unabhän-
gige Beratung und Vertretung der Bür-
ger gegenüber einem Staat, der auf
der einen Seite zwar deregulieren
will, um vermeintliche Vorteile zu su-
chen, im eigentlichen Bereich des Re-
gierens aber in immer größerem und
weiterem Umfang das Verhalten und
Tun der Bürger durch rechtliche Nor-
men bestimmt und wohl auch be-
schränkt.
Hoher Wissensstandard, Haftung für
eigenes Handeln, aber auch für jenes
von Mitarbeitern, strengste Vermei-
dung von Interessenkollisionen in der
Vertretung und Beratung, Unabhän-
gigkeit in der Ausübung des Berufes
gegenüber jeglichem Einfluß und
jedermann und der nur dadurch
gewährleisteten Fähigkeit, für die
Interessen des Auftraggebers, des
Konsumenten, entschlossen einzutre-
ten, sind jene Grundsätze, die den
freiberuflichen Berater und Vertreter,
insbesondere den Rechtsanwalt, aus-
machen. Nur so kann er Garant der
Rechtsstaatlichkeit sein – und dafür
werden Rechtsanwälte stets und ent-

Die Standesvertretung jedes Berufs-
standes ist verpflichtet, die ihr anver-
trauten Interessen konsequent und um-
fassend zu vertreten. Das gilt für die
Kammer der Wirtschaftstreuhänder in
gleicher Weise wie für jene der
Rechtsanwaltschaft. Dennoch kann es
nicht angehen, in so breiter Front
Vorteile durch Erweiterung der Berufs-
berechtigungen zu suchen, wie dies
durch den Entwurf eines Wirtschafts-
treuhänderberufsgesetzes geschieht.

Es mag schon sein, daß den Ver-
tretern der Wirtschaftstreuhandberufe
die Gelegenheit günstig erschien, vor-
erst geradezu Geschenke zu erhalten.
Es geht jedoch sicher nicht an, daß
die Basis der freien Berufe insgesamt,
nämlich ihre Autonomie und wirt-
schaftliche Unabhängigkeit, zerstört
wird.

Wie drückte es Herr Bundesminister
Farnleitner so treffend bei verschie-
denen Gelegenheiten aus: „Die hoch-
preisigen freien Berufe sind zu dere-
gulieren.“ Bräuchte es ein deutliche-
res Zeichen dafür, zu erkennen, was
mit der Novellierung des Berufs-
rechtes der Wirtschaftstreuhänder in
Wahrheit und insgesamt beabsichtigt
ist? Ist das Signal des Vizepräsidenten
der Arbeitkammer Wien, Muhm, nicht
klar genug, wenn er diskriminierend
von Reservaten einzelner Berufsgrup-
pen spricht, die es zu zerstören gilt?
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Zur Vorbereitung des wesentlichen Inhaltes der Stellungnahme
zu dem Entwurf eines Wirtschaftstreuhandberufsgesetzes wurden
nach eingehenden Beratungen folgende Grundsätze erarbeitet.

Mit dem geplanten Gesetz über die Wirtschaftstreuhandberufe
(WTBG) sollen die Berufsbefugnisse der Wirtschaftstreuhänder
entscheidend erweitert werden und ihnen in Zukunft ein umfassen-
des Recht zur Beratung ihrer Klienten in Rechtsangelegenheiten,
zur Verfassung von Verträgen, zur Vertretung vor Verwaltungs-
behörden sowie vor dem VwGH und den UVS ermöglicht werden
(vgl § 3 Abs 2, insbesondere Z 5 und 7 WTBG – Entwurf).

Damit sollen in Hinkunft Wirtschaftstreuhänder das Recht erhalten,
in weitem Umfang Tätigkeiten auszuüben, die bislang Rechtsanwäl-
ten vorbehalten waren.

Diese Erweiterung der Berufsbefugnis bedeutet eine Gefahr für die
Rechtssicherheit, die Interessen der Klienten und letztlich auch für
die Rechtspflege. Denn während die Rechtsanwälte

• über einen hohen Grad der beruflichen Qualifikation und Erfah-
rung verfügen, dessen Erhaltung durch

– das Erfordernis einer universitären Vorbildung und

– ein strenges und umfassendes Ausbildungsverfahren, das sowohl
die theoretische (zB verpflichtender Besuch von Ausbildungsver-
anstaltungen) als auch die praktische Ebene (Vertragsgestal-
tung, Verhandlungsführung, Verfassen von Schriftsätzen) sowie

– eine alle Rechtsgebiete umfassende schriftliche und mündliche
Prüfung

abgesichert wird,
• die Rechtsanwälte strengen berufsrechtlichen Richtlinien unterlie-

gen, die
– ihre Unabhängigkeit und
– die Verpflichtung, ausschließlich den Interessen ihrer Klienten zu

dienen (strenges Verbot der Doppelvertretung, Vermeidung von
Interessenskollisionen), garantieren und

• die Einhaltung dieser Verpflichtungen durch ein strenges Stan-
desrecht und

• einen hohen Sorgfaltsmaßstab sowie eine strenge Haftung der
Rechtsanwälte sanktioniert ist,

fehlen im Entwurf zum WTBG entsprechende, eine unabhängige,
unbeeinflußte und sachkundige Rechtsvertretung und Rechtsbera-
tung sichernde Vorschriften.

Dies soll folgende kurze Gegenüberstellung aufzeigen:

Wirtschaftstreuhänder Rechtsanwälte

Vorbildung Universitätsstudium ist nicht Zugangsvoraus-
setzung

Studium der Rechtswissenschaft ist Zugangs-
voraussetzung

Verfassung von Schriftsätzen, Rechtsmitteln
und Verträgen

Die Fähigkeit der Berufsanwärter, Schrift-
sätze, einschließlich Beschwerden vor den
Höchstgerichten oder Verträge zu verfassen,
ist weder Gegenstand von schriftlichen noch
von mündlichen Prüfungen

Vertretung in Zivil- und Verwaltungsver-
fahren, einschließlich Verfahren vor Höchst-
gerichten, sowie Vertragsverfassung ist nicht
nur Gegenstand schriftlicher und mündlicher
Prüfungen, sondern auch Kernbereich der
mehrjährigen praktischen Ausbildung

Ausbildungsveranstaltungen Keine Verpflichtung zum Besuch von Ausbil-
dungsveranstaltungen für Berufsanwärter

Die umfassende praktische Ausbildung wäh-
rend der Konzipientenzeit wird ergänzt
durch verpflichtend vorgeschriebenen Be-
such von Ausbildungsveranstaltungen

Berufsprüfung Rechtskenntnisse sind Gegenstand bloß der
mündlichen Prüfung, wobei Kenntnis bloß
von Grundzügen bzw von ausgewählten
Teilen der Rechtsnormen bereits ausreichend
ist (betrifft etwa Bürgerliches Recht, Verfas-
sungs- und Verwaltungsrecht, EU-Recht)

Mündliche und schriftliche Prüfung umfaßt
sämtliche Rechtsgebiete im vollen Umfang

Unbeschränkte Antrittsmöglichkeit zu Prüfun-
gen

Nach zweimaligem negativen Abschluß
keine Möglichkeit zum Berufsantritt

Vermeidung von Interessenskollisionen Kein umfassendes Verbot der Doppelvertre-
tung

Strenges Verbot der Doppelvertretungzwecks
Vermeidung der Interessenskollisionen

Vorbereitungsarbeit zugleich Kurzinformation
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Sorgfaltspflicht Keine Verpflichtung des WT, die ihm vom
Klienten erteilten Auskünfte und Unterlagen
zu hinterfragen und Klienten auf mögliche
Konsequenzen unvollständiger und unrichti-
ger Informationen hinzuweisen

Sorgfaltspflicht des RA gebietet, auf die
vollständige und richtige Information im
Interesse des Klienten und zur Ermöglichung
einer umfassenden Rechtsberatung hinzu-
arbeiten bzw den Klienten vor den Folgen
unvollständiger Information zu warnen

Haftung Haftungsausschluß durch Vereinbarung von
Allgemeinen Geschäftsbedingungen ist üb-
lich

Strenge Haftung des Rechtsanwaltes, gene-
relle Haftungsausschlüsse sind unzulässig

Versicherung Versicherungssumme S 1 Mio, auch für Wirt-
schaftstreuhand-Gesellschaften

Nach geplanter RAO-Novelle Mindestversi-
cherungssumme S 5 Mio, für Rechtsanwalts-
gesellschaften ein Vielfaches

Beschränkung der Haftung für Mitarbeiter Ausschluß der Haftung für Mitarbeiter Volle Haftung des RA für die Handlungen
seiner Mitarbeiter (Berufsanwärter)

Standesrecht Bei Verletzung der berufsrechtlichen Pflich-
ten lediglich Geldstrafen und Ermahnung,
jedoch keine Suspendierung oder Entzug
der Berufsbefugnis

Strenges Disziplinarrecht, das bis zum Ent-
zug der Berufsbefugnis des RA reicht

Honorarrecht Keine bindende Honorarregelung Schutz vor überhöhten Honoraren durch Ho-
norarordnung und Überprüfung der Ange-
messenheit der Honorarnote durch RA-Kam-
mer

Positionspapier
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ÖRAK
Stellungnahme zum Entwurf für ein
Wirtschaftstreuhandberufsgesetz – WTBG

Zu dem Entwurf über ein Bundesgesetz über die Wirtschaftstreu-
handberufe (Wirtschaftstreuhandberufsgesetz – WTBG), Geschäfts-
zahl BMwA 33440/1-III/A/5/98, nimmt der Österreichische
Rechtsanwaltskammertag – innerhalb der fernmündlich verlänger-
ten Frist – wie folgt Stellung.

I. Vorbemerkung

1. Mit dem vorliegenden Entwurf für ein Wirtschaftstreuhand-
berufsgesetz soll eine umfassende Kodifikation des gesamten
Berufsrechtes der Wirtschaftstreuhänder geschaffen werden, die
nicht nur das Berufsrecht, sondern auch das Organisations- sowie
das Disziplinarrecht umfaßt.

Diese Konzeption einer umfassenden Neukodifikation und der
Zusammenfassung in einem einheitlichen Gesetz ist aus Gründen
der Rechtssicherheit und -klarheit zu begrüßen.

2. Gegen die übrigen Ziele dieses Gesetzes bestehen jedoch sei-
tens der österreichischen Rechtsanwaltschaft schwerwiegende Be-
denken.

Eine beabsichtigte „Steigerung des Wettbewerbs“ und damit
begründete „Erweiterung der Berufsbefugnisse der Wirtschafts-
treuhänder“ und „flexible Gestaltung des Zuganges zur selbständi-
gen Ausübung des Wirtschaftstreuhandberufes“, rechtfertigt nach
Ansicht der österreichischen Rechtsanwaltschaft keinesfalls die
Qualität der Dienstleistung „Rechts- und Steuerberatung“ systema-
tisch zu mindern: Aufgrund der geringeren Anforderungen an den
Ausbildungsstand (vgl unten II. 1.) sowie an das praktische und
theoretische Wissen (vgl unten II. 2.), der ungenügenden Berufs-
ausübungsvorschriften (vgl unten II. 3.), des herabgesetzten Sorg-
faltsmaßstabes und der – in der Praxis noch weiter durch AGB –
verringerten Haftung (vgl unten II. 4.) sowie des nicht ausreichen-
den Disziplinarrechtes (vgl unten II. 5.) der Wirtschaftstreuhänder
stellt die geplante Neuordnung des Berufsrechtes der Wirtschafts-
treuhänder eine Gefahr für die Rechtssicherheit, den Rechtsfrieden,
die Funktion der Rechtspflege und die Interessen der Konsumenten
(Auftraggeber) dar. Diese Regelungen sind überdies insgesamt
verfassungswidrig (vgl unten II. 6.) und nicht EU-rechtskonform (vgl
unten II. 7.).

Mit gutem Grund ist – nicht nur in Österreich, sondern in zahlrei-
chen europäischen und außereuropäischen Ländern – die Rechts-
beratung, Vertragsverfassung und Vertretung vor Behörden und
Gerichten, insbesondere vor Höchstgerichten, Personen vorbehal-
ten, die

• hiezu besonders ausgebildet sind,

• einen hohen Qualitätsstandard verbürgen sowie

• die Verschwiegenheit über die Angelegenheiten des Man-
danten,

• die Unabhängigkeit von staatlichen Stellen oder anderen Perso-
nen und Institutionen und dadurch tatsächlich

• die bestmögliche Wahrung ausschließlich der Interessen ihres
jeweiligen Auftraggebers (Konsumenten) garantieren; diese Vor-
aussetzungen erfüllen in Österreich nur die Rechtsanwälte und
Notare.

II. Zur geplanten Erweiterung der Berufsbefugnisse
der Wirtschaftstreuhänder

Der WTBG-Entwurf sieht im wesentlichen folgende umfassende
Erweiterungen des bisherigen Berechtigungsumfanges der Wirt-
schaftstreuhänder vor:
Steuerberatern, Buchprüfern und Wirtschaftsprüfern soll zukünftig
das Recht zur

• Vertretung vor unabhängigen Verwaltungssenaten und dem
Verwaltungsgerichtshof in Abgabensachen (§ 3 Abs 1 Z 3
WTBG-Entwurf)

• Beratung und Vertretung in erster und zweiter Instanz in Sozial-
versicherungsangelegenheiten (§ 3 (2) Z 3 WTBG-Entwurf)

• die Beratung in Rechtsangelegenheiten und die Verfassung von
Verträgen, soweit diese mit den für den selben Auftraggeber
durchzuführenden wirtschaftstreuhänderischen Arbeiten im wirt-
schaftlichen Zusammenhang stehen (§ 3 (2) Z 5 WTBG-Entwurf),

• Vertretung vor allen in Wirtschaftsangelegenheiten zuständigen
Behörden und Ämtern (§ 3 (2) Z 7 WTBG-Entwurf),

zukommen.

Diese Bestimmungen bringen eine wesentliche Erweiterung der bis-
herigen Berufsbefugnisse und greifen – im krassen Widerspruch
zur proklamativen Bestimmung des § 6 WTBG-Entwurf, wonach
die Berufsbefugnisse anderer freier Berufe unberührt bleiben –
massiv in die Berufsbefugnisse anderer freier Berufe, insbesondere
in die von Rechtsanwälten und Notaren, ein.

• Bislang waren Wirtschaftstreuhänder nicht zur Vertretung vor
unabhängigen Verwaltungssenaten und dem Verwaltungsge-
richtshof berechtigt.

• Ebenso war bislang ein Wirtschaftstreuhänder zur rechtlichen
Beratung nur soweit befugt, als diese in einem „unmittelbaren
Zusammenhang“ mit seinen wirtschaftstreuhänderischen Tätig-
keiten für seinen Auftraggeber standen.

• Ebenso waren Wirtschaftstreuhänder bislang nicht zur Vertrags-
verfassung berechtigt.

Gegen diese grundlegende Erweiterung der Berufsbefugnisse be-
stehen massive sachliche und verfassungsrechtliche Bedenken.

1. Ungenügende Berufsvorbildung

a) Während die Zulassung zur Ausübung des Berufes des Rechts-
anwalts die erfolgreiche Zurücklegung eines rechtswissenschaft-

Stellungnahme
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lichen Studiums voraussetzt (§ 1 Abs 2 lit c RAO), ist Zulassungs-
voraussetzung für den Beruf des Steuerberaters lediglich die Absol-
vierung eines facheinschlägigen Hochschulstudiums oder sogar
nur einer facheinschlägigen Fachhochschule. Selbst diese Voraus-
setzung für die Zulassung kann gemäß § 22 WTBG-Entwurf auch
noch nachgesehen werden.
Eine genauere Determinierung, welches Studium bzw Fachhoch-
schulstudium als facheinschlägig gilt, enthält die WTBG-Novelle
nicht. Vielmehr wird dem Wirtschaftsminister die Ermächtigung
eingeräumt, die zulässigen Studien bzw Hochschul- bzw Fach-
hochschulstudien zu regeln.
b) Zunächst ist diese Verordnungsermächtigung im Hinblick auf
Art 18 BVG (Legalitätsgrundsatz) verfassungsrechtlich bedenklich,
weil dem Gesetz nähere Kriterien zur Determinierung der Voraus-
setzungen zur Anerkennung eines Hochschul- bzw Fachhochschul-
studiums fehlen.
c) Weiters hat man sich vor Augen zu halten, daß die Absol-
vierung eines rechtswissenschaftlichen Studiums oder wenigstens
eines Studiums mit einem juristischem Schwerpunkt keine Zulas-
sungsvoraussetzung für die Berufe des Steuerberaters und Wirt-
schaftstreuhänders sein soll: In dem Zusammenhang ist zu erwäh-
nen, daß in einem Vorentwurf zum WTBG ausdrücklich vorgese-
hen war, daß etwa auch die Absolvierung eines technischen Studi-
ums, einer Studienrichtung der Bodenkultur oder die Lehramts-
prüfung für mittlere kaufmännische Lehranstalten den Zutritt zum
Steuerberaterberuf ermöglichen sollen: Bei keinem dieser Studien
wird – über eine bloß periphere, oberflächliche Rechtseinführung
hinaus – juristische Methodik oder ein umfassendes juristisches
Fachwissen vermittelt.
Hinzu kommt noch, daß über die Nachsichtsmöglichkeit des § 22
WTBG-Entwurf der Zugang zur Berufsausübung auch ohne irgend-
ein Hochschul- oder Fachhochschulstudium ermöglicht wird.
d) Obwohl somit einerseits einem Steuerberater in Hinkunft umfas-
sende Vertretungsrechte vor Verwaltungsbehörden, ja sogar vor
einem Höchstgericht, und ein umfassendes Recht zur Rechtsbera-
tung und zur Vertragsverfassung eingeräumt wird, können diesen
Beruf – so wie bisher – Personen ausüben, die über keinerlei juristi-
sche Ausbildung verfügen.
Festzuhalten ist daher, daß nach dem Entwurf Personen zur umfas-
senden Rechtsberatung, Vertragsverfassung und Vertretung auch
vor Höchstgerichten zugelassen werden können, die über keinerlei
juristische Ausbildung verfügen.

2. Ungenügende Berufsausbildung

a) Einleitend sei vergleichsweise auf die strengen Berufsausbil-
dungsvorschriften der Rechtsanwaltsordnung verwiesen, die einen
hohen Qualitätsstandard der von Rechtsanwälten ausgeübten
Tätigkeiten sicherstellen.
Aufbauend auf den juristischen Fertigkeiten, die durch den erfolg-
reichen Abschluß des rechtswissenschaftlichen Studiums bewiesen

sind, hat ein Rechtsanwaltsanwärter eine grundsätzlich 5jährige
Praxis bei einem Rechtsanwalt zu absolvieren und wird hierbei
von Beginn an in der Verfassung von Schriftsätzen und Rechts-
mittelschriften, der Verfassung und sachkundigen Gestaltung von
Verträgen sowie in der Verhandlungsführung (Verhandlungstaktik)
geschult; ergänzend wird die umfassende Rechtskenntnis durch
den verpflichtend vorgeschriebenen Besuch von Ausbildungsver-
anstaltungen (36 Halbtage) sichergestellt (vgl § 1 der Ausbildungs-
richtlinie).
Das Ausmaß der praktischen und fachlichen Kenntnisse und Fertig-
keiten wird sodann bei der Rechtsanwaltsprüfung, die im schriftli-
chen Teil – unter anderem – aus dem Gebiet des Verwaltungsrechts
(mit Einschluß des Abgabenrechts) aufgrund eines Bescheids die
Verfassung einer Rechtsmittelschrift oder einer Beschwerde an den
Verfassungs- oder an den Verwaltungsgerichtshof überprüft; Ge-
genstände der mündlichen Prüfungen sind praktisch alle wesentli-
chen Rechtsgebiete, einschließlich des Abgabenrechts, des Verfas-
sungs- und Verwaltungsrechts, sowie der Verfassungs- und Verwal-
tungsgerichtsbarkeit und des Verwaltungsverfahrens- und Verwal-
tungsstrafrechts. Ebenso ist eigener Gegenstand der mündlichen
Prüfung die Vertragsgestaltung und Urkundenverfassung (vgl § 20
Rechtsanwaltsprüfungsgesetz).
b) Demgegenüber umfaßt nach dem WTBG-Entwurf die schriftli-
che Prüfung lediglich die „Ausarbeitung von Prüfungsfragen“ aus
dem Gebiet des Steuerrechts, Bewertungsrechts oder der Betriebs-
wirtschaft. Eine Überprüfung der Fähigkeit des Berufsanwärters,
etwa zur Verfassung einer Rechtsmittelschrift oder einer Beschwerde
an den Verwaltungsgerichtshof findet nicht statt.
Aber auch bei der mündlichen Prüfung wird neben den Kernberei-
chen des Abgabenrechts und der Betriebswirtschaftslehre nur am
Rande „Rechtslehre“ geprüft: Diese beschränkt sich im wesentli-
chen auf „Grundzüge des Rechts“ (etwa Grundzüge des bürgerli-
chen Rechts, Grundzüge des Verfassungs- und Verwaltungsrechts)
oder gar nur auf „ausgewählte Teile“ (etwa des EU-Rechtes).
Bemerkenswert ist auch, daß Berufsanwärter nach dem WTBG-Ent-
wurf unbeschränkt oft zur Prüfung antreten dürfen.
c) Zusammenfassend ist daher festzuhalten, daß zur Ausübung
des Berufes eines Wirtschaftstreuhänders nicht nur keine juristische
Vorbildung vorausgesetzt wird, sondern daß dann auch im Zuge
der Ausbildung und im Zuge der Zulassungsprüfung weder die
Beherrschung der juristischen Methodik noch die Fähigkeit zur
Vertragsgestaltung und Urkundenverfassung oder auch nur die
Fähigkeit zur Verfassung einer Rechtsmittelschrift oder einer
Höchstgerichtsbeschwerde Prüfungsgegenstand sind; überdies
können sich – wie aus den Prüfungsgegenständen zwingend folgt –
die materiellen Rechtskenntnisse eines Wirtschaftstreuhänders auf
„Grundzüge“ und „ausgewählte Teile“ einzelner Rechtsgebiete
beschränken:
Zu Steuerberatern und Wirtschaftstreuhändern können daher nach
dem WTBG-Entwurf durchaus auch Personen bestellt werden, die
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nur über lückenhafte, oberflächliche und selektive Rechtskenntnis
verfügen.

Gerade etwa die Vertragsgestaltung („Kautelarjurisprudenz“) erfor-
dert aber nicht nur praktische Erfahrung, sondern auch eine umfas-
sende Rechtskenntnis und Schulung in der juristischen Methodik,
um Folgewirkungen von Vertragsklauseln in den unterschiedlich-
sten Rechtsgebieten ausloten und beurteilen zu können sowie um
Vertragsbestimmungen vorsehen zu können, die erschöpfend sind,
künftige Streitigkeiten und Auslegungsprobleme nach Möglichkeit
verhindern und die auch einer gerichtlichen Überprüfung standhal-
ten: Bei fehlender Rechtskenntnis des Vertragsverfassers drohen
unvollständige, den jeweiligen individuellen Interessen nicht ange-
paßte „Schimmelverträge“, die zu Rechtsunsicherheit und Häufung
von Rechtsstreitigkeiten führen. Ebenso können bei fehlender
Rechtskenntnis und mangelnder Verhandlungspraxis zwangsläufig
folgende Versäumnisse in der Vertretung vor Behörden und Gerich-
ten nicht nur zur kostenintensiven Belastung von Behörden und
Gerichten, Verlängerung der Dauer von Verfahren, sondern mit
Sicherheit auch zu schwerwiegenden Nachteilen für den Konsu-
menten (Auftraggeber) führen.

Demgegenüber hat sich die bisherige Aufgabenteilung zwischen
Steuerberatern und Rechtsanwälten bewährt: Durch die zwingend
erforderliche Einschaltung des Rechtsanwaltes bei der Vertretung
vor dem Verwaltungsgerichtshof oder dem Unabhängigen Verwal-
tungssenat wird nicht nur Gewähr geleistet für eine fachgerechte,
kompetente und bestmögliche Vertretung vor den Höchstgerichten,
sondern führt dies auch im Interesse der Klienten zu einer Kombi-
nation des spezifischen Know-hows und der Erfahrungen und
Kenntnisse einerseits der Wirtschaftstreuhänder auf dem Gebiet
des Abgaben- und Bilanzierungswesens, andererseits der der
Rechtsanwälte in der Parteienvertretung vor Gerichten und Behör-
den und ihrer spezifischen Rechtskenntnis, insbesondere des Ver-
fahrensrechts.

3. Berufsausübungsvorschriften

a) Der Rechtsanwalt ist ausschließlich den Interessen seines Klien-
ten verpflichtet; diese Interessen hat der Rechtsanwalt sachkundig
und umfassend zu vertreten.

Dieser Pflicht kann der Rechtsanwalt nur nachkommen, wenn er –
neben der erforderlichen fachlichen Vor- und Ausbildung – völlig
unabhängig und unbeeinflußt (auch von staatlichen Stellen) die
Vertretung der Interessen seines Klienten wahrnehmen kann.

Diese Verpflichtung ist ausdrücklich in § 9 Abs 1 RAO vorgesehen;
abgesichert wird dies durch die absolute Verschwiegenheitsver-
pflichtung des Rechtsanwaltes (§ 9 Abs 2 und 3 RAO) sowie die
Verpflichtung, jede Doppelvertretung oder sonstige Kollision von
Interessen zu vermeiden (§ 10 Abs 1 RAO). Danach ist etwa der
Rechtsanwalt verpflichtet, eine Vertretung stets dann abzulehnen,

wenn auch nur der Anschein entstehen könnte, daß er nicht völlig
unbeeinflußt die Interessen seines Klienten vertreten würde.
b) Diesen hohen berufsrechtlichen Standards werden die Vor-
schriften des WTBG-Entwurfes keinesfalls gerecht.
§ 93 Abs 2 WTBG-Entwurf sieht in diesem Zusammenhang etwa
nur vor, daß ein Wirtschaftstreuhänder verpflichtet ist, „Prüfungs-
oder Sachverständigenaufträge“ abzulehnen, wenn Ausschlie-
ßungsgründe im Sinne des § 19 Z 2. 20 JN vorliegen oder er von
dem zu Prüfenden oder dem Auftraggeber persönlich und wirt-
schaftlich nicht unabhängig ist.
Zunächst ist bemerkenswert, daß diese Verpflichtung nur für Prü-
fungs- und Sachverständigenaufträge, nicht aber für die sonstige
Parteienvertretung gilt: Wird ein Wirtschaftstreuhänder daher etwa
als Urkundenverfasser oder Rechtsberater tätig, so ist die Bestim-
mung des § 93 Abs 2 WTBG-Entwurf hierauf nicht anwendbar:
Einem Wirtschaftstreuhänder wäre es daher danach durchaus
möglich, eine Partei eines Vertrages gegen die andere Vertrags-
partei zu vertreten, auch wenn er den Vertrag selber ausgehandelt
hat (dies ist Rechtsanwälten ausdrücklich verboten; vgl § 10 RAO
und § 13 Richtlinien der Berufsausübung [RL-BA]), oder gleichzei-
tig den Gesellschafter in Angelegenheiten seines Gesellschaftsver-
hältnisses und die Gesellschaft zu vertreten (auch dies ist Rechts-
anwälten nach § 10 RAO und § 14 RL-BA verboten). Ebenso wäre
es nach dieser Bestimmung des WTBG-Entwurfes nicht einmal unter-
sagt, mehrere Mandanten mit widerstreitenden Interessen in einem
Verwaltungsverfahren, allenfalls sogar vor dem UVS oder dem Ver-
waltungsgerichtshof, zu vertreten (anders naturgemäß § 10 RAO).
d) Das Berufsrecht der Wirtschaftstreuhänder bietet daher nicht
jene Verfahrensgarantien und berufsrechtlichen Verpflichtungen,
die erforderlich sind, um die Interessen der Konsumenten (Auftrag-
geber) im ausreichenden Ausmaße zu schützen. Selbst die Einhal-
tung dieser geringeren Anforderungen an die Berufspflichten wird
nicht einmal durch ein geeignetes Disziplinarrecht sichergestellt
(vgl unter 5). Diese Regelungen widersprechen eindeutig dem
Interesse der Konsumenten (Auftraggeber).

4. Geminderter Sorgfaltsmaßstab, geringere Haftung,
unzureichende Versicherung

a) Nach § 9 RAO ist der Rechtsanwalt verpflichtet, die übernom-
menen Vertretungen dem Gesetz gemäß zu führen und die Rechte
seiner Partei gegen jedermann mit Eifer, Treue und Gewissenhaf-
tigkeit zu vertreten. Er ist befugt, alles, was er nach dem Gesetz
zur Vertretung seiner Partei für dienlich erachtet, unumwunden vor-
zubringen, die Angriffs- bzw Verteidigungsmittel in jeder Weise zu
gebrauchen, welche seinem Auftrag, seinem Gewissen im Gesetz
nicht widerstreiten.
Diese umfassende Interessenwahrnehmungsverpflichtung des
Rechtsanwaltes setzt eine umfassende Rechtsbelehrung und Infor-
mation des Klienten über die Rechtslage und rechtliche Konsequen-
zen der möglichen Handlungsalternativen voraus. Dies wiederum
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setzt auch – wie die anwaltliche Beratungspraxis täglich zeigt –
die Verpflichtung des Rechtsanwaltes voraus, selbst umfassend an
der Eruierung des maßgeblichen Sachverhaltes mitzuwirken und
auch auf vollständige Informationserteilung durch den Klienten zu
dringen bzw ihn auf die Rechtsfolgen allfälliger unverständlicher
Informationsweitergabe hinzuweisen: Denn der Mandant ist in
aller Regel gar nicht in der Lage, die relevanten Umstände selbst
zu ermitteln. Bei Verletzung dieser Verpflichtung kann der Rechts-
anwalt schadenersatzpflichtig werden (vgl OGH NZ 1973, 183).

b) Demgegenüber sieht § 93 Abs 5 WTBG-Entwurf vor, daß die
Wirtschaftstreuhänder berechtigt sind, die ihnen vom Auftragge-
ber erteilten Auskünfte und Unterlagen als richtig und vollständig
anzusehen. Die Bestimmung schließt daher eine Verpflichtung des
Wirtschaftstreuhänders, die Angaben des Auftraggebers zu hinter-
fragen und ihn auf allfällige negative Konsequenzen unvollständi-
ger Informationsmitteilung hinzuweisen, aus. Gerade die Praxis
der Rechtsanwälte, insbesondere in der Kautelarjurisprudenz,
zeigt aber wie wichtig ein umfassendes Informationsgespräch ist.
Ohne vollständige Informationsaufnahme ist eine umfassende
Rechtsberatung, eine gewissenhafte und sorgfältige Vertrags-
gestaltung oder eine zielführende Vertretung vor Behörden und
Gerichten gar nicht möglich.

§ 93 Abs 5 WTBG-Entwurf berechtigt einen Wirtschaftstreuhänder
sogar, für ihn erkennbar fehlende Information nicht zu berücksich-
tigen oder für ihn erkennbar unrichtige Information zu verwenden.
Dieses für den Konsumenten nachteilige Recht führt in weiterer
Folge aber ausschließlich im Eigeninteresse des Wirtschaftstreu-
händers auch zu einer Minderung dessen finanzstrafbehördlichen
Verantwortung: Denn § 93 Abs 5 WTBG-Entwurf ermöglicht dem
Wirtschaftstreuhänder stets, sich gegenüber den Finanzstrafbehör-
den auf die fehlende Verpflichtung, die Richtigkeit und Vollständig-
keit der Information durch den Auftraggeber zu hinterfragen, zu
berufen und kann damit eine Mitwisserschaft/Mittäterschaft abge-
wehrt werden. Dies bedeutet aber auch eine nicht gerechtfertigte
Privilegierung der Tätigkeit der Wirtschaftstreuhänder gegenüber
den Rechtsanwälten und Notaren: Denn diese können sich – auf-
grund der sie treffenden umfassenden Sorgfaltspflicht – nicht glei-
chermaßen ihrer Verantwortung entziehen.

c) Selbst dieser ohnedies schon geminderte Sorgfaltsmaßstab
wird – wie schon die bisherige Praxis der Wirtschaftstreuhänder
gezeigt hat – noch durch die von der Kammer der Wirtschaftstreu-
händer herausgegebenen allgemeinen Auftragsbedingungen für
Wirtschaftstreuhänder, die weite Verbreitung finden, weiter abge-
schwächt. So hält etwa § 3 dieser allgemeinen Auftragsbedingun-
gen ausdrücklich fest, daß es allein Aufgabe des Auftraggebers ist,
für rechtzeitige und vollständige Vorlage aller notwendigen Unter-
lagen zu sorgen: Wie die rechtsberatende Praxis der Rechtsan-
wälte zeigt, können Auftraggeber dieser Verpflichtung aber in aller
Regel gar nicht nachkommen, weil ihnen die hiefür erforderliche
Rechtskenntnis fehlt: Gerade deswegen ist die Verpflichtung eines

echten Rechtsberaters unverzichtbar, gemeinsam mit dem Klienten
an einer umfassenden Informationsübermittlung mitzuwirken. Diese
essentielle Verpflichtung wird von dem WTBG-Entwurf ausge-
schlossen und von den Wirtschaftstreuhändern durch Vertragsbe-
dingungen auch noch abbedungen. Auf dieser Basis ist eine fach-
kundige, umfassende Rechtsvertretung und die Wahrung der Inter-
essen der Konsumenten (Auftraggeber) aber nicht möglich.
d) Durch den WTBG-Entwurf und die allgemeinen Auftragsbedin-
gungen für den Wirtschaftstreuhänder wird aber nicht nur der
Sorgfaltsmaßstab als solcher herabgesetzt, sondern auch noch –
laut dieser Empfehlung der Kammer der Wirtschaftstreuhänder –
die Haftung der Wirtschaftstreuhänder für leicht fahrlässige Schä-
den zur Gänze ausgeschlossen. Selbst im Fall grober Fahrlässig-
keit soll – sofern dies überhaupt gesetzlich zulässig ist – die
Haftung des Wirtschaftstreuhänders auf das 10fache der Mindest-
versicherungssumme begrenzt werden (vgl § 8 der allgemeinen
Auftragsbedingungen). Ungeachtet des herabgesetzten Sorgfalts-
maßstabes wird daher systematischerweise durch die von der
Kammer der Wirtschaftstreuhänder zur Verwendung empfohlenen
Geschäftsbedingungen auch noch die Haftung für leichte Fahrläs-
sigkeit zur Gänze ausgeschlossen: Der Konsument (Auftraggeber)
kann daher bei Beratungsfehlern eines Wirtschaftstreuhänders
häufig nicht einmal den Ersatz der dadurch erlittenen Schäden ver-
langen.
Demgegenüber haften Rechtsanwälte für jeden Fehler unvollständi-
ger oder unzutreffender Rechtsberatung, auch bei leichter Fahrläs-
sigkeit, unbeschränkt. Eine Haftungsbeschränkung ist nur bei leich-
ter Fahrlässigkeit und auch hier nur auf einen der Versicherungs-
summe entsprechenden Betrag, der mindestens öS 5 Mio betragen
muß, zulässig (vgl § 17a RL-BA).
e) Verschärft wird diese verringerte Haftung etwa auch noch
durch die Bestimmung des § 100 Abs 3 und 4 WTBG-Entwurfes,
wonach grundsätzlich Mitarbeiter des Wirtschaftstreuhänders keine
verbindlichen Erklärungen abgeben können: Mit dieser Bestim-
mung soll daher offenbar die Haftung des Wirtschaftstreuhänders
für Erklärungen und Auskünfte von Berufsanwärtern oder sonstigen
Mitarbeitern, die diese dem Klienten gegenüber abgeben, ausge-
schlossen werden. Diese Bestimmung weicht nicht nur von den für
alle anderen Personen geltenden allgemeinen zivilrechtlichen Be-
stimmungen über die Erfüllungsgehilfenhaftung (§ 1313a ABGB)
oder über die Anscheins- und Duldungsvollmachten ab, sondern
mindert auch die Aufsichtspflichten eines Wirtschaftstreuhänders
über seine Mitarbeiter: Denn wenn die Konsumenten (Auftragge-
ber) aus nachteiligen Erklärungen oder Handlungen der Mitarbei-
ter des Wirtschaftstreuhänders keine Rechtsfolgen ableiten können,
ist auch eine sorgfältige Aufsicht, die derartigen Handlungen vor-
beugen soll, nicht erforderlich.
Aus welchen sachlich gerechtfertigten Gründen in diesen Punkten
ein Sonder-Zivilrecht für Wirtschaftstreuhänder geschaffen werden
soll, ist nicht erkennbar. Bedenkt man etwa die Praxis großer
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Wirtschaftstreuhandkanzleien mit zahlreichen Berufsanwärtern,
die üblicherweise engen Kontakt mit Klienten halten, wird erkenn-
bar, welche für die Konsumenten (Auftraggeber) unzumutbaren
Folgen diese Bestimmung hätte: Kein Verbraucher könnte sich
mehr auf die ihm von der „Wirtschaftstreuhandkanzlei“ gegebene
Auskunft verlassen, wenn sie nicht direkt vom Berufsberechtigten
oder von dem von diesem ausdrücklich bevollmächtigten Vertreter
stammt.

f) In dieses Bild der systematischen Minderung der Sorgfaltspflich-
ten und der Haftung für Fehlverhalten passen auch die geringen
Versicherungssummen für die verpflichtend vorgeschriebene Ver-
mögensschadens-Haftpflichtversicherung.

Während etwa nach der Novelle zur Rechtsanwaltsordnung jeder
Rechtsanwalt eine Versicherung für Vermögensschäden in Höhe
von mindestens öS 5 Mio für jeden Einzelfall einzudecken hat und
bei der in Aussicht genommenen RA-GmbH diese Höchstsumme
voraussichtlich öS 25 Mio betragen wird, ist die Mindestversiche-
rungssumme für Wirtschaftstreuhänder auf öS 1 Mio begrenzt und
gilt diese Mindestversicherungssumme auch für Wirtschaftstreu-
handgesellschaften.

g) Nach dem WTBG-Entwurf sollen zwar Wirtschaftstreuhänder in
Hinkunft – einem Rechtsanwalt vergleichbar – umfassende Rechts-
beratung erteilen dürfen und auch zur Errichtung von Verträgen
berechtigt sein; im Gegensatz zur Vertretung durch einen Rechts-
anwalt kann der Auftraggeber bei Vertretung durch einen Wirt-
schaftstreuhänder wegen der ungenügenden berufsrechtlichen
Vorschriften des WTBG-Entwurfes jedoch nicht im gleichen Ausmaß
auf völlige Unabhängigkeit, höchste Sorgfalt und – bei dennoch
fehlerhafter Beratung – auf umfassende und auch durch eine Ver-
sicherung möglichst abgedeckte Schadenersatzhaftung vertrauen.
Diese Regelungen widersprechen daher gröblichst den Interessen
der Konsumenten (Auftraggeber).

5. Disziplinarrechtliche Absicherung

a) An diese ungenügenden Vorschriften zur Berufsausübung
schließt nahtlos das neue Disziplinarrecht an. Danach ist für alle
Berufsvergehen (also etwa für Verletzungen des § 93 Abs 2 über
die „Unabhängigkeit“ des Wirtschaftstreuhänders; für Verletzung
der Verschwiegenheitspflichten; Verletzung der Verpflichtung, die
übernommene Aufgabe gesetzmäßig zu führen) als Strafe lediglich
eine Verwarnung oder eine Geldbuße vorgesehen: Selbst bei
wiederholter oder schwerwiegender Verletzung der Berufspflichten
eines Wirtschaftstreuhänders, etwa selbst bei Veruntreuungen von
Klientengeldern, soll in Hinkunft keine Möglichkeit bestehen, den
Wirtschaftstreuhänder von seiner Berufsbefugnis auszuschließen
oder ihn bei Verdacht solch schwerwiegender Verfehlungen zu
suspendieren: Eine derartige Suspendierung wäre erst bei Einlei-
tung einer gerichtlichen Voruntersuchung oder bei Versetzung in
den Anklagestand (§ 105 Abs 1 WTBG-Entwurf) möglich.

Auch das Disziplinarrecht der Wirtschaftstreuhänder soll daher in
Hinkunft keinerlei wirksame Möglichkeiten vorsehen, die Einhal-
tung der Berufspflichten der Wirtschaftstreuhänder notfalls auch
präventiv zu sichern.

b) Demgegenüber wird die Einhaltung der viel strengeren berufs-
rechtlichen Verpflichtungen des Rechtsanwaltes durch ein strenges
Disziplinarstatut und Disziplinargerichte, denen auch berufsfremde
Personen (aktive Richter) angehören, gesichert und mit Strafen, die
bis zur Streichung von der Rechtsanwaltsliste und somit dem Ver-
bot der Berufsausübung führen, sanktioniert.

6. Verfassungswidrigkeit des § 3 WTBG-Entwurf

a) § 3 WTBG-Entwurf soll die Befugnis der Wirtschaftstreuhänder
gegenüber der bisherigen Rechtslage deutlich erweitern und die-
sen insbesondere das Recht zur Vertretung vor allen Verwaltungs-
behörden, einschließlich vor den unabhängigen Verwaltungssena-
ten und dem Verwaltungsgerichtshof in Abgabensachen sowie ein
umfassendes Recht zur Beratung ihrer Auftraggeber in rechtlichen
Angelegenheiten einschließlich dem Recht zur Verfassung von Ver-
trägen einräumen.

Obwohl damit dem Wirtschaftstreuhänder im wesentlichen Aus-
maß Berufsbefugnisse eingeräumt werden sollen, die bislang
Rechtsanwälten vorbehalten waren, sieht der WTBG-Entwurf kei-
nerlei Vorschriften vor, die der berufsrechtlichen Absicherung die-
ser Erweiterung der Berufsbefugnisse und der Sicherung der hierfür
erforderlichen Qualität dienen: Im Gegenteil sieht der WTBG-Ent-
wurf für die Frage der Berufsvorbildung, die Berufsausbildung und
Zulassungsprüfung, hinsichtlich der Berufsausübungsvorschriften,
des Sorgfaltsmaßstabes und der Haftung sowie der disziplinären
Verantwortung von den für Rechtsanwälte geltenden berufsrechtli-
chen Vorschriften deutlich abweichende Regelungen vor.

Der Gesetzgeber sieht daher für im wesentlichen gleiche Sachver-
halte – nämlich umfassende Rechtsberatung, Vertretung vor
Höchstgerichten, Recht zur Vertragsgestaltung – unterschiedliche
Rechtsregeln (nämlich hinsichtlich der Berufszugangs- und Berufs-
ausübungsvorschriften) vor. Für diese unterschiedliche Behandlung
fehlt jede sachliche Differenzierung, sie ist daher verfassungswid-
rig. Nach der Judikatur des VfGH dürfen für gleiche Berufsbefug-
nisse nicht ungleiche fachliche Berufsantrittsvoraussetzungen vor-
gesehen werden, oder umgekehrt: Ungleiche fachliche Ausbil-
dungs- und Berufsausübungsvoraussetzungen zwingen zu unter-
schiedlichen Berufsbefugnissen (VfSlg 12.578, 13.094).

Es hat der Gesetzgeber dementsprechend auch bisher erkennbar
ein in sich schlüssiges Ordnungssystem bei der Abgrenzung der
unterschiedlichen Berufsbefugnisse der Wirtschaftstreuhänder und
der Rechtsanwälte geschaffen und dementsprechend angepaßt die
Berufszugangsvoraussetzungen und Berufsausübungsvorschriften
unterschiedlich geregelt. Von diesem Ordnungssystem will nun der
Gesetzgeber einseitig, nur bei den Wirtschaftstreuhändern, und
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hier auch wiederum nur bei der Erweiterung der Berufsbefugnisse
abgehen, ohne gleichzeitig hiefür die selben strengen berufsrecht-
lichen Vorschriften vorzusehen. Auch dieses einseitige, teilweise
Abgehen von diesem Ordnungssystem ist sachlich nicht zu rechfer-
tigen.
Diese unsachlichen Differenzierungen führen auch zu einem Ein-
griff in das Grundrecht der Erwerbsfreiheit: Denn für den gleichen
Sachverhalt (nämlich umfassende Rechtsberatung und Vertretung
vor Behörden und Gerichten) werden für Rechtsanwälte höhere
Berufsantrittsvoraussetzungen vorgeschrieben, als für Wirtschafts-
treuhänder.
In dem Zusammenhang ist ausdrücklich festzuhalten, daß auch das
Grundrecht der Erwerbsfreiheit Berufszutrittsbeschränkungen aus
sachlich gerechtfertigten Gründen ermöglicht. Diese aufgezeigte
verfassungswidrige Ungleichbehandlung darf daher nach Ansicht
der Rechtsanwaltschaft keinesfalls dadurch beseitigt werden, daß
die strengeren, für Rechtsanwälte geltenden berufsrechtlichen Vor-
schriften auf den niedrigeren Standard der Wirtschaftstreuhänder
herabgesetzt werden. Die Rechtssicherheit, der Rechtsfriede und
eine auch weiterhin funktionierende Rechtspflege erfordern die
Aufrechterhaltung der hohen, an die Berufsausübung des Rechts-
anwaltes gestellten Qualitätsanforderungen sowie der strengen Be-
rufsausübungsvorschriften. Eine Herabsetzung der für die Berufs-
ausübung durch Rechtsanwälte geltenden Mindestanforderungen
würde schließlich auch den auf internationaler Ebene geltenden
Vorschriften widersprechen, etwa dem Verhaltenskodex des Rates
der Anwaltschaften der Europäischen Gemeinschaft (CCBE), an
dem sich die nationalen berufsrechtlichen Vorschriften in den ein-
zelnen Mitgliedstaaten orientieren.
Die entsprechenden Vorschriften des WTBG-Entwurfes verstoßen
daher gegen den Gleichheitsgrundsatz (Art 7 – BVG) und das
Grundrecht der Erwerbsfreiheit.
b) Gegen § 3 Abs 2 Z 5 und 7 WTBG-Entwurf – wonach Rechts-
beratung, Verfassung von Verträgen und Vertretung vor Behörden
stets zulässig sein sollen, wenn sie im „wirtschaftlichen Zusammen-
hang“ mit ihrer sonstigen Tätigkeit für den Auftraggeber stehen –
bestehen zusätzlich verfassungsrechtliche Einwendungen. Der
„wirtschaftliche Zusammenhang“ ist kein geeignetes Abgrenzungs-
kriterium, weil dadurch letztlich jede Tätigkeit des Wirtschaftstreu-
händers gerechtfertigt werden kann. Diese Regelung ist völlig unbe-
stimmt und verstößt gegen das Rechtsstaatsprinzip (Art 18 B-VG).
c) Darüber hinaus führt die Erweiterung der Berufsbefugnisse bei
den Wirtschaftstreuhändern bei gleichzeitig im Vergleich zu Rechts-
anwälten und Notaren ungleich geringeren Berufszulassungsanfor-
derungen und weitaus geringeren berufsrechtlichen Anforderun-
gen zu einer Wettbewerbsverzerrung.
Dem kann nicht die – im übrigen ohnedies zweifelhafte – Regulie-
rungskraft des Marktes entgegengehalten werden. Denn einerseits
haben Wirtschaftstreuhänder aufgrund ihrer laufenden steuerli-
chen Beratung und sonstigen Aufgaben kraft Gesetzes (etwa der

Abschlußprüfung) laufenden Kontakt zu Klienten, anders als
Rechtsanwälte, die üblicherweise nur in „Notfällen“ beigezogen
werden. Aufgrund dieses laufenden Klientenkontaktes und der
damit verbundenen größeren Klientennähe ist es Wirtschaftstreu-
händern daher viel einfacher – auch bei geringerer Kompetenz –
rechtsberatende Aufträge des Klienten zu erlangen und ermöglicht
dieser laufende Kontakt es einem Wirtschaftstreuhänder auch, die
Einschaltung von Rechtsanwälten durch seinen Einfluß zu verhin-
dern; umgekehrt steht daher dem Klienten daher gerade nicht die
freie Auswahl und der Überblick über den ganzen Markt zu. Der
Markt der „Rechtsberatung“ eignet sich daher nicht für Experimente
und uneingeschränkten Liberalismus.

7. Fehlende EU-Rechtskonformität

a) Auch innerhalb der EU ist trotz der grundsätzlich gewünschten
Öffnung des Marktes deutlich das Interesse an der Erhaltung eines
hohen Qualitätsstandes bei der Rechtsberatung erkennbar, wie
sich etwa an der Diplomanerkennungs-Richtlinie und jüngst an der
Niederlassungs-Richtlinie für Rechtsanwälte gezeigt hat; in beiden
Richtlinien wird die Geltung der jeweiligen nationalen berufsrecht-
lichen Vorschriften auch für ausländische Rechtsanwälte betont
und die Ablegung einer Ergänzungsprüfung oder jedenfalls lang-
jährige Berufserfahrung im Aufnahmestaat vor der Gleichstellung
verlangt. Ebenso können Einschränkungen etwa für die Vertretung
vor Höchstgerichten (vgl Art 5 Abs 3 der Niederlassungs-RL) sowie
für interdiszipliäre Partnerschaften (Art 11 der Niederlassungs-RL)
vorgesehen werden. Es ist daher unter Berücksichtigung des EU-
Rechts eine derart gravierende Ausweitung der Berufsbefugnisse
der Wirtschaftstreuhänder weder erforderlich noch entspricht dies
der Gemeinschaftspolitik.

b) Schließlich widerspricht die geplante Erweiterung der Berufs-
befugnisse der EU-Richtlinie über die Dienstleistung von Rechts-
anwälten in anderen Mitgliedstaaten (77/249/EWG).

Diese Richtlinie regelt die Voraussetzungen, unter denen Rechts-
anwälte eines EU-Mitgliedstaates in einem anderen EU-Mitglied-
staat tätig werden können. Diese Richtlinien und die darin vorgese-
henen Beschränkungen gelten jedoch nur für in einem EU-Mitglied-
staat niedergelassene Rechtsanwälte.

Werden nun den Wirtschaftstreuhändern Berufsbefugnisse einge-
räumt, die im wesentlichen denen eines österreichischen Rechts-
anwalts gleichen, könnten die Wirtschaftstreuhänder diese an sich
Rechtsanwälten vorbehaltenen Tätigkeiten in einem anderen EU-
Mitgliedstaat ohne die in der EU-Richtlinie über die Dienstleistung
von Rechtsanwälten enthaltenen Beschränkungen ausüben. Damit
würden nicht nur die österreichischen Rechtsanwälte bei ihrer Tätig-
keit im EU-Ausland wettbewerbsrechtlich benachteiligt werden,
sondern würde auf diesem Umweg auch die EU-Richtlinie über die
Dienstleistung von Rechtsanwälten die Mitgliedstaaten unterlaufen
werden.

Stellungnahme
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8. Kosten und Verfahrenshilfe

a) Rechtsanwälte sind verpflichtet, im Rahmen der Verfahrenshilfe
kostenlos die Vertretung vor unabhängigen Verwaltungssenaten
und den Höchstgerichten, einschließlich dem Verwaltungsgerichts-
hof, auch in Abgabensachen, zu übernehmen. Obwohl nach dem
WTBG-Entwurf das Vertretungsrecht vor diesen Gerichten nunmehr
auch den Wirtschaftstreuhändern zustehen soll, fehlt eine Bestim-
mung über die Verpflichtung der Wirtschaftstreuhänder, hinkünftig
ebenfalls Verfahrenshilfen zu übernehmen.
b) Da die Abgeltung der Verfahrenshilfe jedoch pauschal erfolgt,
wäre die Einbeziehung der Wirtschaftstreuhänder in die Verfah-
renshilfen vor UVS und dem Verwaltungsgerichtshof mit zusätzli-
chen Kosten für die öffentliche Hand verbunden, weil hinkünftig
auch eine entsprechende Abgeltung für die Wirtschaftstreuhänder
vorgesehen werden müßte, ohne daß die Abgeltung für die Rechts-
anwälte vermindert werden könnte und dürfte.

III. Multidisziplinäre Partnerschaften

1. Die Frage interdisziplinärer Gesellschaften, insbesondere von
Gesellschaftszusammenschlüssen zwischen Rechtsanwälten und
Wirtschaftstreuhändern, wird unter den Anwälten Österreichs und
auch international auf Anwaltsebene (International Bar Association-
IBA, CCBE) diskutiert; erst 1993 hat etwa die CCBE sich strikt
gegen interdisziplinäre Partnerschaften mit Wirtschaftstreuhändern
ausgesprochen.
Die Bedenken gegenüber der interdisziplinären Zusammenarbeit
gründen sich insbesondere auf das unterschiedliche Berufsver-
ständnis und – wie etwa unter II. ausgeführt – die unterschiedlichen
berufsrechtlichen Ausübungsvorschriften.
Hingewiesen wird in diesem Zusammenhang weiters insbesondere
auch darauf, daß etwa der Abschlußprüfer nicht Interessensvertre-
ter des geprüften Unternehmens ist, sondern letztlich im öffent-
lichen Interesse tätig wird: In diesem Zusammenhang ist der Bestä-
tigungsvermerk sowie die „Redepflicht“ des Abschlußprüfers zu
sehen. Diese Aufgaben unterscheiden sich aber grundlegend von
der ausschließlich an den Interessen des Klienten orientierten Ver-
tretung durch einen Rechtsanwalt. In diesem Zusammenhang wird
daher stets betont, daß interdisziplinäre Zusammenarbeit, soferne
überhaupt, nur zulässig sein darf, wenn die

• Unabhängigkeit des Rechtsanwaltes
• die Verschwiegenheitsverpflichtung des Rechtsanwaltes
• die Vermeidung auch nur des Anscheins von Interessenskollisio-

nen jeder Art

sichergestellt ist.
2. Die Bedenken gegen multidisziplinäre Partnerschaften werden
aufgrund des vorliegenden WTBG-Entwurfs noch verschärft: Denn
gerade weil die an die Berufsausübung durch Wirtschaftstreuhän-
der zu stellenden Anforderungen hinsichtlich Vorbildung, Ausbil-
dung, Berufsausübung, Sorgfaltspflicht, Haftung und Disziplinar-

recht deutlich geringer als für Rechtsanwälte sind und durch diese
geplanten Vorschriften gerade nicht die erforderliche Unabhängig-
keit und ausschließlich an den Interessen des Mandanten orien-
tierte Vertretung sichergestellt ist, ist eine interdisziplinäre Zusam-
menarbeit kaum vorstellbar: Ohne eine Harmonisierung der Berufs-
rechte werden daher multidisziplinäre Partnerschaften nicht mög-
lich sein; eine Harmonisierung wird aber nur durch Angleichung
an die für Rechtsanwälte geltenden Vorschriften möglich sein.
3. Darüber hinaus begegnen die Bestimmungen des WTBG-Ent-
wurfes über die interdisziplinäre Zusammenarbeit schon auf den
ersten Blick schwerwiegenden Vorbehalten.
a) § 76 Abs 1 WTBG-Entwurf ermöglicht nach seinem Wortlaut
„Gesellschaften, die den Wirtschaftstreuhandberuf auszuüben
beabsichtigen“, auch „berufliche Tätigkeiten von Rechtsanwälten,
Notaren“ und anderen freien Berufen auszuüben. Nach dem
Wortlaut dieser Bestimmung wären daher etwa Wirtschaftstreu-
handgesellschaften auch dann berechtigt, Rechtsanwälten oder
Notaren vorbehaltene Tätigkeiten auszuüben, wenn ihrer Gesell-
schaft gar kein Rechtsanwalt oder Notar angehört (!). Die Aus-
übung berufsübergreifender Tätigkeiten setzt aber wohl jedenfalls
voraus, daß der entsprechenden Gesellschaft auch Angehörige
der jeweils betroffenen freien Berufe angehören. Dies wäre daher
jedenfalls klarzustellen.
b) § 75 Abs 2 WTBG-Entwurf sieht etwa vor, daß eine interdiszi-
plinäre Gesellschaft nur zulässig ist, wenn eine Aufteilung der
Kapitalanteile und der Stimmrechte sowie eine Geschäftsführung
und Vertretung vorgesehen ist, die zumindest eine Gleichberechti-
gung der Berufsberechtigten, die den Wirtschaftstreuhandberuf
ausüben, gewährleistet. Offenbar müssen daher Wirtschaftstreu-
händer in einer interdisziplinären Gesellschaft über eine Beteili-
gung am Kapital und an Stimmrechten von zumindest 50% verfü-
gen. Würden etwa andere Berufsrechtsordnungen eine ähnliche
Bestimmung vorsehen, wären interdisziplinäre Gesellschaften nur
zulässig, wenn zwischen den Berufsangehörigen verschiedener
Berufsgruppen eine Patt-Stellung besteht: Eine derartige Patt-Stel-
lung sichert aber weder die Unabhängigkeit der jeweiligen Berufs-
gruppen (weil jede Berufsgruppe die andere Berufsgruppe blockie-
ren kann), noch liegt eine derartige gesetzlich geradezu vorge-
schriebene Blockade im Interesse einer funktionierenden Zusam-
menarbeit.
c) § 77 WTBG-Entwurf sieht für interdisziplinäre Gesellschaften
nur die Rechtsform einer OEG, einer KEG und einer GmbH vor.
Die Gründe für den Ausschluß anderer Rechtsformen, insbesonde-
re der Gesellschaft nach bürgerlichem Recht, sind zu hinterfragen.
d) Unverständlich sind auch die Bestimmungen des § 80 WTBG-
Entwurf, wonach derartige interdisziplinäre Gesellschaften keine
Berufsanwärter beschäftigen dürfen: Sollen die von interdisziplinä-
ren Partnerschaften übernommenen Aufgaben wirklich nur durch
Berufsberechtigte erfüllt werden, ohne Beiziehung und Mithilfe von
Berufsanwärtern? Dies ist schon rein faktisch schwer vorstellbar.
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Möglicherweise soll die Bestimmung aber auch nur festhalten, daß
Berufsanwärter bei derartigen interdisziplinären Gesellschaften
kein Dienstverhältnis eingehen dürfen, daß diese aber zu Tätigkei-
ten (etwa auf Leiharbeitsbasis oder auf Werkvertragsbasis) beige-
zogen werden dürfen. Auch eine derartige Differenzierung wäre
aber wenig sachgerecht und aus arbeitsrechtlicher Sicht kaum zu
vertreten.
e) Verunglückt ist auch die Bestimmung des § 80 Z 4 WTBG-Ent-
wurf, wonach interdisziplinäre Gesellschaften keine Mandanten
vertreten dürfen, deren „Interessen der Ausübung der Berufsbefug-
nis der Gesellschaft einerseits und der Gesellschafter widerstrei-
ten“: denn die Grenzen der Berufsbefugnis sind wohl nicht nur von
interdisziplinären Partnerschaften, sondern auch von „reinen“ Wirt-
schaftstreuhandkanzleien zu berücksichtigen. Erforderlich wäre
eine Vorschrift, die die Übernahme von Mandaten untersagt, die
Interessen von anderen von der interdisziplinären Gesellschaft
oder deren Gesellschaftern vertretenen Klienten widerstreiten.
f) Inakzeptabel ist auch, daß die Anerkennung der interdisziplinä-
ren Gesellschaft allein durch die Kammer der Wirtschaftstreuhän-
der erfolgen soll: Da interdisziplinäre Partnerschaften unmittelbar
auch die Interessen anderer freier Berufsgruppen berühren, ist
unabdingbare Voraussetzung interdisziplinärer Gesellschaften die
Anerkennung durch alle jeweils betroffenen Kammern.
4. Insgesamt ist darauf hinzuweisen, daß der vorliegende Entwurf
zu den interdisziplinären Partnerschaften unausgegoren ist; da die

Berufsrechte der anderen freien Berufe interdisziplinäre Partner-
schaften nicht zulassen und daher solche interdisziplinäre Partner-
schaften – auch wenn die im WTBG-Entwurf vorgesehenen Rege-
lungen Gesetz werden sollten – ohne parallele Vorschriften in den
Berufsrechten der anderen freien Berufen ohnedies nicht gegründet
werden können, sollte daher nicht jetzt vorschnell eine Regelung
getroffen werden, sondern die noch laufende Diskussion auch auf
internationaler Ebene vorerst abgewartet werden.

IV.

Abschließend ist daher festzuhalten, daß der Österreichische
Rechtsanwaltskammertag sich entschieden gegen die

• Erweiterung der Berufsbefugnisse der Wirtschaftstreuhänder,
die dem öffentlichen Interesse an Rechtssicherheit und dem Funk-
tionieren der Rechtspflege widerspricht, und die

• Regelungen über die interdisziplinäre Zusammenarbeit ohne
gleichzeitige parallele Regelung in den Berufsordnungen der be-
troffenen anderen freien Berufe

ausspricht.
Dies Ablehnung gründet sich weiters auch auf die aufgezeigte
Verfassungswidrigkeit und fehlende EU-Rechtskonformität dieser
geplanten Neuregelung.

Der Österreichische Rechtsanwaltskammertag

Wien, am 23. April 1998
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Rechtsanwaltskammer für
Kärnten
Stellungnahme zum Entwurf für ein
Wirtschaftstreuhandberufsgesetz – WTBG

I. Allgemeines

Die Rechtsanwaltskammer für Kärnten erlaubt sich, hinsichtlich der
Bestimmungen des ersten Teiles, drittes Hauptstück, 2. Abschnitt
(§§ 75 bis 80 des Entwurfes) eine Stellungnahme abzugeben,
zumal von den vorgeschlagenen Bestimmungen auch das Berufs-
recht der Rechtsanwälte massiv betroffen ist.
Der vorliegende Gesetzesentwurf des BMwA wurde offenbar nicht
mit dem Berufsrecht der übrigen Berufsgruppen, beispielsweise
dem Berufsrecht der Patentanwälte, Rechtsanwälte, Notare, Zivil-
techniker oder Unternehmensberater akkordiert. Zur Zeit ist seitens
des BMJ eine Novellierung der Rechtsanwaltsordnung in Bear-
beitung. Es ist geplant, Rechtsanwälten jedenfalls zu ermöglichen,
ihren Beruf in Kapitalgesellschaften auszuüben. Inwieweit die
Ausübung des Rechtsanwaltsberufes in einer Gesellschaft mit
beschränkter Haftung die Beteiligung an Wirtschaftstreuhand-
gesellschaften verhindert, geht aus dem Entwurf des WTBG nicht
hervor. Auch wird das Problem, welchem Berufsrecht Rechtsan-
wälte unterliegen, die sich an Wirtschaftstreuhandgesellschaften
beteiligen, nicht gelöst und hat überhaupt keine Berücksichtigung
gefunden.
Im vorliegenden Gesetzesentwurf wird zwar hinsichtlich der Be-
stimmungen der §§ 75 bis 80 (interdisziplinäre Zusammenarbeit)
als Minimalerfordernis die Anwendung der berufsrechtlichen Vor-
schriften von Ausübenden von Wirtschaftstreuhandberufen vor-
gesehen, jedoch ist es nach Ansicht der Rechtsanwaltskammer für
Kärnten jedenfalls nicht zweckmäßig, anderen Berufsgruppen, die
gleichzeitig dem eigenen Berufsrecht unterliegen, die berufsrecht-
lichen Vorschriften der Wirtschaftstreuhänder aufzuzwingen. Nicht
geklärt ist die Rechtslage bei Kollisionen von berufsrechtlichen Vor-
schriften im vorliegenden Gesetzesentwurf mit jenen berufsrechtli-
chen Vorschriften, die beispielsweise Rechtsanwälte oder Ziviltech-
niker betreffen.

II. Besonderes

1. Zur Firma (§ 78 des Entwurfes)

Soweit eine interdisziplinäre Zusammenarbeit von Wirtschafts-
treuhändern mit Rechtsanwälten gesellschaftsrechtlich fixiert wird,
müßte jedenfalls die Firma auch einen Hinweis auf den ausgeüb-
ten Rechtsanwaltsberuf beinhalten.

2. Gesellschafter (§ 79 des Entwurfes)

Die diesbezüglich vorgesehenen Bestimmungen (§ 79 Abs 1 Z 4
und Z 5) des Entwurfes widersprechen den derzeit geltenden

Bestimmungen des Berufsrechts der Rechtsanwälte (vgl dazu § 2
RAO). Nach derzeit geltender Rechtslage können sich bei Gesetz-
werdung des Entwurfes sohin keinesfalls Rechtsanwälte als Gesell-
schafter an Kapitalgesellschaften der iS der Bestimmungen des
Entwurfes beteiligen, wenn in diesen Gesellschaften der Rechts-
anwaltsberuf ausgeübt wird (vgl § 21c RAO).

3. Voraussetzungen für den Gesellschafter
(§ 79 Abs 2 des Entwurfes)

Keine Bedenken bestehen hinsichtlich der Voraussetzung, daß die
Gesellschafter einen in der EU oder in einem EWR-Mitgliedstaat
gelegenen Wohnsitz haben müssen (so § 79 Abs 2 Z 1 des Ent-
wurfes). Bedenken bestehen jedoch sehr wohl betreffend die
besondere Vertrauenswürdigkeit gem § 9 und die geordneten wirt-
schaftlichen Verhältnisse gem § 10 des Entwurfes. Es ist nämlich
nicht geklärt, inwieweit diese Voraussetzungen mit dem Berufsaus-
übungsrecht der Rechtsanwälte zumindest teilweise im Wider-
spruch stehen. Insbesondere ist im nunmehrigen Entwurf nicht vor-
gesehen, inwieweit die Voraussetzungen der §§ 9 und 10 des Ent-
wurfes auch für bereits in die Liste der Rechtsanwälte eingetragene
Personen nochmals zu prüfen sind (vgl § 5 Abs 2 RAO).

4. Zu den allgemeinen Voraussetzungen für die
interdisziplinäre Zusammenarbeit

Unabdingbar wäre eine Regelung dahingehend, daß Gesellschaf-
ten nur dann berechtigt sind, den Rechtsanwaltsberuf auszuüben,
wenn zumindest einer der Gesellschafter die Berufsberechtigung
zur Ausübung des Rechtsanwaltsberufes besitzt. Es soll dadurch
verhindert werden, daß Anwälte im Angestelltenverhältnis in der
Gesellschaft arbeiten und die Gesellschaft als solche dennoch
berechtigt ist, sämtliche Rechtsanwälten vorbehaltene Tätigkeiten
auszuüben. Auf die Ausnahmebestimmung des § 73 Abs 7 des
Entwurfes wird hingewiesen und bestehen gegen eine solche Aus-
nahme keine Bedenken.

Zur abzuschließenden Vermögenshaftpflichtversicherung iS des
§ 11 des Entwurfes ist jedenfalls eine Versicherungssumme von
zumindest S 20,000.000,– pro Schadensfall für Gesellschaften
mit beschränkter Haftung und zumindest S 2,000.000,– für natür-
liche Personen bzw offene Erwerbsgesellschaften zu fordern. Die
im jetzigen Entwurf in § 11 Abs 3 vorgesehene Versicherungs-
summe von S 1,000.000,– ist jedenfalls nicht mehr als dem heuti-
gen Standard entsprechend anzusehen und zu gering.

§ 75 Abs 2 des Entwurfes ist in der derzeitigen Form nicht sinnvoll
und einer Benachteiligung einzelner Berufsgruppen dadurch Tür
und Tor geöffnet. Nach Auffassung der Rechtsanwaltskammer für
Kärnten müßte die Bestimmung wie folgt lauten:

„Weitere Voraussetzung für die Anerkennung einer Gesellschaft,
die neben der Ausübung eines Wirtschaftstreuhandberufes andere
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Tätigkeiten auszuüben beabsichtigt, ist eine Aufteilung des Kapital-
anteiles oder des Grund- oder Stammkapitals oder der Stimm-
rechte, eine Geschäftsführung und eine Vertretung, die eine
Gleichberechtigung der Berufsberechtigten, die als Gesellschafter
die Gesellschaft bilden, gewährleistet.“

Aufgrund einer solchen Regelung wären bei einer GmbH, abge-
schlossen zwischen einem Wirtschaftstreuhänder und einem Rechts-
anwalt, die Kapitalanteile im Verhältnis 50:50 aufzuteilen, besteht
die GmbH aus einem Notar, einem Rechtsanwalt und einem Wirt-
schaftstreuhänder, die Anteile im Verhältnis 1:1 :1. Aufgrund die-
ser gesetzlichen Bestimmung soll jedenfalls gewährleistet sein, daß
sämtliche Gesellschafter gleichberechtigt interdisziplinär zusam-
menarbeiten; nach dem derzeitig vorliegenden Entwurf ist dies
nicht der Fall.

III. Zusammenfassung

Abschließend ist festzuhalten, daß es nach Ansicht der Rechtsan-
waltskammer für Kärnten nicht sinnvoll erscheint, schon im jetzigen
Entwurf ohne Einbeziehung des Berufsrechtes der Notare, Rechts-
anwälte, Patentanwälte, Ziviltechniker und Unternehmensberater
die interdisziplinäre Zusammenarbeit von Wirtschaftstreuhand-
berufsausübenden mit diesen Berufsgruppen zu regeln; vielmehr
erscheint es notwendig, gleichzeitig alle Berufsrechte koordiniert
hinsichtlich der angestrebten interdisziplinären Zusammenarbeit
zu novellieren und diesbezügliche Gesetzesänderungen koordi-
niert vorzunehmen.

Klagenfurt, am 9. 4. 1998
Für den Ausschuß der Rechtsanwaltskammer für Kärnten

Dr. Bernhard Fink, Dr. Gernot Murko
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Steiermärkische
Rechtsanwaltskammer

Stellungnahme zum Entwurf für ein
Wirtschaftstreuhandberufsgesetz – WTBG

Ausgehend von dem in den §§ 2 bis 5 des Entwurfes dargestellten
Berechtigungsumfang fällt auf, daß sich dieser Berechtigungsum-
fang im Vergleich zu den Bestimmungen in der derzeit gültigen
Berufsordnung der Wirtschaftstreuhänder doch wesentlich erwei-
tert hat. Während die bisherige Berufsordnung die Befugnisse im
allgemeinen auf diejenigen Fachgebiete beschränkt hat, die man
gemeiniglich Steuerberatern, Buchhaltern, Buchprüfern und Wirt-
schaftsprüfern zuordnet, sind im nunmehrigen Gesetzesentwurf
weitere Befugnisse enthalten, wie beispielsweise die Beratung in
Beitrags-, Versicherungs- und Leistungsangelegenheiten der Sozial-
versicherungen und die Vertretung in 1. und 2. Instanz der betref-
fenden Verwaltungsverfahren, die Sanierungsberatung, die Bera-
tung in Rechtsangelegenheiten, die Verfassung von Verträgen und
die Vertretung in Insolvenzverfahren, soweit diese mit den für
denselben Auftraggeber durchzuführenden wirtschaftstreuhänderi-
schen Arbeiten in einem wirtschaftlichen Zusammenhang stehen.
Hier bleibt insbesondere im § 3 Abs 2 Z 5 unklar, ob sich diese
Beratung in Rechtsangelegenheiten nicht überhaupt als umfassend
darstellt. Ausdrücklich erwähnt sind auch die Tätigkeiten als Masse-
und Ausgleichsverwalter, ein Umstand, der zwar in der Praxis
auch bereits gegeben war, wobei sich aber durch den nunmeh-
rigen ausdrücklichen Hinweis im Gesetz diese Tätigkeiten für die
angesprochene Berufsgruppe sicherlich noch weiter öffnen wer-
den. Nicht zuletzt muß auch auf die Übernahme von Treuhandauf-
gaben und die Vertretungsmöglichkeit vor den Unabhängigen Ver-
waltungssenaten und dem Verwaltungsgerichtshof in Abgaben-
und Abgabenstrafverfahren für Bundes-, Landes- und Gemeinde-
abgaben und in Beihilfeangelegenheiten vor den Finanzbehörden
verwiesen werden. Letzterer Fall bedeutet nichts anderes, als daß
das Monopol des Rechtsanwaltes, vor dem VwGH vertreten zu dür-
fen bzw ausschließlich Verwaltungsgerichtshofbeschwerden zu fer-
tigen, fällt.

Es fällt daher im Berechtigungsumfang eine deutliche Ausweitung
der ausdrücklich genannten Aufgabengebiete auf, die im wesentli-
chen einen Einbruch in diejenigen Tätigkeitsbereiche darstellt, die
bisher Rechtsanwälten vorbehalten waren.

An diesem Umstand ändert natürlich auch nichts der Wortlaut des
§ 6 Abs 1, wonach durch dieses Bundesgesetz die Befugnisse der
Rechtsanwälte sowie anderer freier Berufe nicht berührt würden.
Als insbesonders neues Tätigkeitsgebiet stellt sich die Vertretung in
Insolvenzverfahren dar, welche bisher, von einem der Mitglieder
der Wirtschaftstreuhandberufe ausgeführt, unzulässig gewesen
wäre.

Die Steiermärkische Rechtsanwaltskammer wendet sich daher spe-
zifisch gegen die Aufnahme der Bestimmung des § 3 Abs 2 Z 5 in
dem Gesetzesentwurf, zumal hier Vertretungsleistungen als aus-
drücklich zulässig erachtet werden, die bisher nur von Rechts-
anwälten erbracht wurden. Es gibt wenig sachliche Grundlage für
eine derartige Bestimmung.
Es kann weder eine sachliche Rechtfertigung noch Notwendigkeit
erkannt werden, Wirtschaftsprüfern das Vertretungsrecht vor dem
VwGH einzuräumen, selbst dann, wenn sich die zulässigen Ver-
tretungshandlungen nur auf das Gebiet des Abgabenrechtes be-
schränken.
Im Lichte einer fairen und ausgewogenen Stellungnahme wird im
Rahmen der gegenständlichen Ausführungen ausdrücklich davon
Abstand genommen, im Detail zum zweiten Hauptstück des Geset-
zesentwurfes Stellung zu nehmen, welcher im wesentlichen das
innere Organisationsgeschehen der Standesvertretung zum Inhalt
hat. Die dortigen Bestimmungen stellen im wesentlichen Anpassun-
gen an eine zeitgemäße Berufs- und Prüfungsordnung dar.
Von nicht unerheblicher Bedeutung hingegen scheint das dritte
Hauptstück zu sein, welches sich mit den Gesellschaften (Wirt-
schaftstreuhandgesellschaften) befaßt. Während die zulässigen
Gesellschaftsformen unter den Ausübenden eines Wirtschaftstreu-
handberufes keine Ausweitung erfahren haben, sieht §§ 75ff eine
interdisziplinäre Zusammenarbeit vor und befaßt sich ausdrücklich
damit, daß eine Wirtschaftstreuhandgesellschaft auch andere
Tätigkeiten auszuüben berechtigt ist, wobei § 76 Abs 1 zum Inhalt
hat, daß Gesellschaften, die einen Wirtschaftstreuhandberuf aus-
zuüben beabsichtigen, auch berechtigt sind, berufliche Tätigkeiten
von Rechtsanwälten, Patentanwälten, Notaren, Ziviltechnikern und
Unternehmensberatern auszuüben.
Verständlicherweise hat die Steiermärkische Rechtsanwaltskammer
in erster Linie Anlaß, sich mit der Berechtigung einer derartigen
Wirtschaftstreuhandgesellschaft auseinanderzusetzen, die berufli-
che Tätigkeit eines Rechtsanwaltes auszuüben. Nach der derzeiti-
gen Gesetzeslage scheint hiefür das Erfordernis zu bestehen, daß
sich eine Wirtschaftstreuhandgesellschaft mit einem Rechtsanwalt
oder einer Rechtsanwaltsgesellschaft vergesellschaftet. Infolge der
Berufsordnung der Rechtsanwälte ist eine derartige Gesellschaft
derzeit wohl unzulässig. Es erhebt sich daher die grundsätzliche
Frage, warum der Gesetzgeber bzw die Interessenvertretung der
Wirtschaftstreuhänder eine derartige interdisziplinäre Zusammen-
arbeit im Gesetz vorsieht.
Nach Auffassung der Steiermärkischen Rechtsanwaltskammer muß
gegen eine derartige einseitige Vorgangsweise vehement Stellung
genommen werden. Dies bedeutet noch nicht, daß die interdiszi-
plinäre Zusammenarbeit grundsätzlich abzulehnen ist. Es sollte
vielmehr im Zusammenwirken zwischen den freien Berufen und
deren Standesvertretungen versucht werden, eine diesbezügliche
Regelung im Einvernehmen zu erreichen. Hiegegen muß der hier
offensichtlich vorliegende Versuch abgelehnt werden, sozusagen
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mit der Brechstange die Tür zur interdisziplinären Zusammenarbeit
zu öffnen. Es kann derzeit nicht ohne weiteres erkannt werden, wie
ohne die Änderung anderer Berufsordnungen die §§ 75ff über-
haupt in die Praxis umgesetzt werden können und nicht totes Recht
bleiben.
Unabhängig davon, daß eine derartige interdisziplinäre Gesell-
schaft zumindest mit Rechtsanwälten derzeit nicht möglich scheint,
ist wohl auch der Frage zu wenig Gewicht beigemessen worden,
wie eine derartige Zusammenarbeitsform funktionieren soll, ohne
daß über die Vertretungsbefugnisse und allenfalls widerstreitende
Interessen abgesprochen ist. Hiebei kann die Bestimmung des
§ 80 Z 4 nicht ausreichend sein.
Unklar bleibt auch die Frage der Vertretungsbefugnis bei interdis-
ziplinären Gesellschaften, worin auch die Gefahr gesehen werden
muß, daß ein an dieser Gesellschaft allenfalls beteiligter Rechts-
anwalt den Weisungen anderer Gesellschafter bzw Geschäftsfüh-
rer unterliegt.
Gemäß §§ 81ff des Entwurfes existiert ein Anerkennungsverfahren
für diejenigen Gesellschaften, die einen Wirtschaftstreuhandberuf
auszuüben beabsichtigen. Dieses Anerkennungsverfahren ist An-
gelegenheit der Kammer der Wirtschaftstreuhänder. Es unterliegt
nunmehr wohl keinem Zweifel, daß im Rahmen einer interdiszipli-

nären Zusammenarbeit eine Gesellschaft auch den Wirtschaftstreu-
handberuf ausüben wird, gleichzeitig aber für den Fall der Zuläs-
sigkeit durch die Berufsordnung der Rechtsanwälte gem § 76/1
WTBG den Beruf des Rechtsanwaltes, sodaß schlußendlich über
die Ausübung des Rechtsanwaltsberufes im Rahmen einer interdis-
ziplinären Zusammenarbeit die Kammer der Wirtschaftstreuhän-
der im Anerkennungsverfahren Einfluß erhielte.

Zusammenfassend stellt sich der Standpunkt der Steiermärkischen
Rechtsanwaltskammer zu den Fragen des zweiten und dritten
Abschnittes im Zusammenhang mit den interdisziplinären Zusam-
menschlüssen so dar, daß die Idee als solche nicht von vornherein
abzulehnen ist, daß aber wohl bevor man an eine derartige
Gesetzwerdung denken kann, diejenigen freien Berufe, die an
eine derartige Zusammenarbeit denken, auch gemeinsam die hie-
für erforderlichen Bestimmungen erarbeiten sollten.

Graz, am 6. 4. 1998
Für den Ausschuß der Steiermärkischen Rechtsanwaltskammer

Die Vizepräsidentin:
Dr. Elisabeth Simma

Referent:
Dr. Hans Radl, Graz
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